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All emeine Hinweise und nachrichtliche 
Ubernahmen 9 (6) BauGB 

Gesetze und Satzungsrecht 

Gesetzliche Grundlagen sind das Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 08. Dez. 1985) 
und. die Baunutzungsverordnung (BauNV □ )~in der Fas~ng 
vom 15. Sept. 1977. 

Andere r~chtliche Bestimmungen 

Die planerischen Festsetzungen dieses Bebauungsolanes 
ersetzen nicht die allgemein gültigen baurechtlicnen 
Bestimmungen und Normen. 

Insbesondere sind zu beachten in der jeweils gültigen 
Fassung: 

1. Die Hess. Bauordnung (HBO) und die zugeh5rige 
Durchführungsverordnung (DVD) 

2. das Hess. Naturschutzgesetz 

J. das Ortsrecht der Stadt Hanau 

4. die Stellplatzsatzung der Stadt Hanau 

5. das Hess. Nachbarrecht 

6. das Hess. Denkmalschutzgesetz 

7. die Satzung über die Beseitung von Abfällen 
in der Stadt Hanau 

Fernmeldeanlagen 
I 

Das Fernmeldeamt 4 in Hanau ist mindestens 6 Monate 
vor Beginn der Straßen- und Hochbaumaßnahmen zu ver­
ständigen, damit die erforderlichen Arbeiten für sen 
Schutz und die Erweiterung von Fernmeldeanlagen re~ht­
zeitig durchgeführt werden k5nnen. 

Trinkwasserversorgung und Kanalisation 

Änderungen und Erweiterungen an bestehenden Wasser­
versorgungs- und Kanalisationsanlagen bedürfen einer 
Genehmigung nach§ 44 Hess. Wassergesetz (HWG). 
Hierzu sind baureife Planunterlagen erforderlich. 

Bodendenkmäler 

Nach§ 20 DSchG sind dem Landesamt für Denkmalpflege 
Hessen in Wiesbaden alle bei Erdarbeiten auftretenden 
Funde, _wie Mauern, Scherben, Skelette etc., zu melden. 
Die Funde und F~ndstellen sirid in unv~rändertem Zu-· 
stand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer 
Entscheidung zu schützen. 
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Abfallentsorgung. 

Die Aufstellung de~ Abfallb~hälter un~ die Abfall­
entsorgung wird in der Satzung über die Abfallbe­
seitigung in der Stadt ~anau· g~regelt~ 

Neuverlegungen van Versorgungsleitungen 
' ; . .• . . . . 

_Die Neuverlegung van Versorgungsleitungen innerhalb 
der Straßenflächen ist zur Sicherstellung der Pflanz-

.maßnehmen mit dem zuständigen städtischen Amt abzu-
stimmen. •• • 

Baumpflanzungen 

Zur Sicherung der vorhandenen Versorgungsleitungen 
ist die Neupflanzung van Bäumen mit den einzelnen 
Versorgungsträgern abzustim~en. 

Hachspannungsfreileitungen 

Bei der Anpflanzung van Bäumen im Schutzbereich van 
Hochspannungsleitungen sind die VDE-Bestimmungen ein­
zuhalten. 

Wasserschutzgebiet 

Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
liegt in dem rechtskräftigen Wasserschutzgebiet 
für das Wasserwerk IIr der Stadtwerke Hanau GmbH~ 
Die Bestimmungen.der hierzu erlassenen Schutzan-

.ardnung des Regierungspräsidenten vom 13.01.1970 
sind zu beachten. 

Baugrunduntersuchung 

Im Baugebiet bestehen nach Mitteilung des Landes­
amt~s für Bodenforschung die quartären Deckschichten 
aus junge~ Talablagerungen des Mains. Im h5heren Teil 
bestehen diese Teilablagerungen aus überwiegend 
lehmigen bzw. tonig/schluffigen Bodenarten mit 
wechselnden Sandanteilen und artlich. organischen 
Beimengungen (bis c~. 2 - 4 m Tiefe~ häufig steif-
weich). • • 

Die Tiefenl~ge der Grundwasseröberfläche ändert sich 
korrespondierend mit dem Wasserspiegel der Vorflut 
bzw. in Abhängigkeit von Jahreszeit/Niederschljg, 
wobei Anstiege über rd. 2 - 4 munter Geländeober­
kante maglich sind. 

Die Grun~w;sser sind mehr ade~ weniger betont an-
greifend.. • 
Das G~lände entwässert nach Süd-Südwesten zum Main. 
Die Baugrundverhältnisse sind sonst als normal an-
zusehen. • 
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2 • D - . Festsetzungen nach Bundesrecht 
(§ 9 BauGB, BauNVO) • 

. . . . 

•• 2.01 -· Diese textlichen .Fests~tzungen gehBren zu 
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_der Bebau~ngsplanzeichnt.ing. • . 
FOr den Geltungsbereich werden alle früheren 

. plant.ing~rechtlichen Festsetzungen, -die· 
diesem Beb~üungsplan widersprechen, aufge-
hoben.·· , • 

Einschränkung der Zulässigkeit 
im Reinen Wohngebiet § 1 (6) 1 BauNVD 

In den Reinen Wohngebieten (WR) sirid Läden 
und nicht st6rende Handwerksbetriebe, so-
wie kleine Betriebe .des Beherbergungsge-
werbes nicht zulässig. • 

Einschränkung der Zulässigkeit 
im Allgemeinen Wohngebiet § 1 (6) 1 BauNV 

In den Allgemeinen Woh~gebieten (WA) sind 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige 
nicht sttlrende Gewerbebetriebe, Anlagen für 
Verwaltungen sowie.für sportliche Zwecke, 
Gartenbaubetriebe, Tankstellen-und Ställe 
fUr.Kleintierhaltung als.Zubeh6r zu Klein-
s i e d l 1in gen gen er e 11 n i c h t z u 1 ä s s i g . 

·Oberbaubare Gr~ndstücks~lächen 

Als Ausnahme ist.das. Vor- und Zurücktreten 
über die festgesetzte Baugrenze in gering­
fügigem Ausmaß zulässig, wenn dies zur 
architektonischen Glied~rung des Gebäudes 
erforderlich ist. • 

H6henlage der baulichen Anlagen 

Die HBhenlage der baulichen Anlagen 
(SockelhBhe), gemessen von der.Hinterkante 
der Bffentlichen Verkehrsfläche bis OK Erd­
geschoBfuBboden am Hauseingang, darf 1,00 m 
nicht überschreiten. 

Zahl der Wohnungen 

In den Reinen und Allgemeinen Wohnge­
bieten sind nur Wohngebäude mit nicht mehr 
als zwei Wohnungen zulässig. 

Garagen und Stellplätze 

Die notwendigen Stellplätze oder Garagen 
sind auf dem eigenen Grundstück nachzu-

·weisen. 
Auf den jeweiligen· Grundstücken sind die 
Stellplätze oder Garagen nur innerhalb der 
durch die entsprechenden Festsetzungen ge­
kennzeichneten Flächen oder innerhalb der 
ü~erbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

§ 23 (3) BauNVO-

§ 9 (2) BauGB 

§ 3 (4) BauNVO 
§ 4 (4) BauNVO 

§ 9 (1) ?2 BauGB 
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- Zuf ehrten 

Für jedes Grundstück ist'jeweils nur ~ine 
Zufahrt zulässig. Die Breite der Zufahrt 
darf 4 m nicht überschreiten. 

§ 9. ( 1) 11. BauGB 

Vorhandene.Bäum~ § 9 (1)-25b BauGB 

Der vorhandene Bewüch~ ist~ soweit m6glich -
zu schonen. Bäume mit mehr als 50 cm Stamm~ 
umfang (gemessen in.1,00 m HH~e) sind zu 
erhalten, sofern sie die Durchführung zu­
lässige~ Bauvorhaben nicht unzumutbar er­
schweren. 
Ausnahmen hiervon sind riur zulässig, ~enn 
an anderer Stelle auf dem Grundstück fOr 
eine angemessene Ersatzpflanzung Sorge ge-
tragen wird .. • - • 
Bäume, die mit der Signatur 0-gekenn­
zeichnet sind, sind_ auf jeden Fall zu er­
halten. 

Pflanzgebote 
Straßenbäume § 9 (1) 25a BauGB 

Die iu pflanzende~ Bäu~e entlang der'StiaB~n 
sollen bei der Pflanzung eine Mindestgr5Be 
~on 12 - ~4 cm Stammumfang hab~n. Sie sollen 
in einem Abstand von max. 10 m gepflanzt -
werden. Pro Straßenzug ist nur eine Baumart 
·zu verwenden. 
Die Arten sind der nachstehenden Liste zu 
entnehmen: 

Kastanienallee 

AuffOll~n ·der Lücken mit: 
- Kastanien 

Sonstige Parkplätze und Straßen 

Es sind vorrangig folgende Arten zu verwenden: 
- Kaiserlinde 

- Stieleiche 

- Schwedische Mehlbeere 

- Weißdorn 



:fZ~1 Allgemeine\,, Gestaftung1 

3'.2 

Die)\ l-lausg ruppe n5ur,d}z ü s ammenh ä i, ge nd e.'.,' Ga rägeii? sind .1 n 
~·~·~:=•~~·=~~,.~:~,;C'.~~~,~~-~,~;üng'{und ihren·: Oachf tirrnen.':a·uf~ •• • 

'öf~~{H~t.a'~-rüppen\sind mit{gleic.herl:Sockel--Yulid'''· Trauf- • 
hHh-en/·s□-wie:~einhei tlicheri Dachneigungen aü·szuführen. 

Dachgauben. 

Dactjäüf'.b.~[jten: und·· Gauben sind be f; den :C Hausgruppen nur 
ilTIJ(?,u~_Bf!l~~h~ang.; zulässig~ _ . _ _ 
Die-1~ Frontbrei t.e; von Dachgauben d arfJ insgesamt ein Dr 1 t te 1 
dgr11TräÜf lär1g·•e> eiries::_- Gebäudes nicht üb ersthre it en·. • • 

3. 3 Efiif'riedungen 

s\?ii'.i'[~0

h'tf~f't{g,e(l.md'.seitliche Einfriedtg4Rgen .sind bis zur 
.. T_ie_f.etder/ vordifren:i Baugrenze bis .·zu>: e 1 ner: Ht5he. vori. 
1 ; gJ;tmlti-~I~-~·sJg:t . . . . 
F □ :füiEff,if ri:edi gungenY let<durchbrochenes ·•· Mat_e r i a 1·•· zu. iji{ill~llilff l~~irit:n::;~.~r~I:.fft9;·~ ~.;~;·~~·~~·i·~on 

3:~ Grenzmaüe~~ 

!~I!if l!~,m~riX~~; a.: t ~t:~ ~ ~ ~ mr~: ~~in: n r< r: ~ ~: ~ e n ) 

3'~·5 GrHBein\· der. Grunds t□ cksf reif lächen 

v~·Rtf.at~•--:•~-t~ti'tt□be 'rb a 1.1~'ä'ren -G r ~-n dsto c k s f 1 ä ehe n . 
si_n'a~;;ifr( den ,:Refnen-Und Al lgeme 1 rien·. Wohngebieten 
(WRj}i'lfric:1F111Ä):,•m'1ncf.· ao ... % a'ls· Garten ... ader/ G.rti~flächen 
~'rfz'tit~i;fentund,'iU UJJt'erhai ten. -Auf jedem· Gi/G11dstGck 
i'st?fet)j;::fLäübba'um', der auch ein Obstbaum ;sein kar:,n' 
z't}"ipfl"an·zen und zu pflegen. • 

3.6 Gestaltungder:vargärten 

'{i'gf1~"ä'~\~n-;.j a·1'n'd't~r~undsät zi ich als· zusammenhängende 
§rJ!nffi:lc,ri.rf:i{J·; g~stal t~n und. zu unterhalt~n ;, iri. 
jeid .. ·· är·g'arten. ist ein deri Grundstücksverhältnisseri 
Efl1Jtprechend:el',) stäridortge'rechter· Baum:• zu- pf lenzen. 




